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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 

Az: B 5 R 418/15 B 
 
L 10 R 4167/14 (LSG Baden-Württemberg) 
S 18 R 6654/11 (SG Stuttgart) 
 
 
 
…………………………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: …………………………………..,  
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Baden-Württemberg, 
Adalbert-Stifter-Straße 105, 70437 Stuttgart, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 21. April 2016 durch 

den Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d    sowie die Richter   Dr.  K o l o c z e k     

und   K a r m a n s k i     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Beschluss des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 23. Oktober 2015 wird als unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Mit Beschluss vom 23.10.2015 hat das LSG Baden-Württemberg einen Anspruch des Klägers 

auf Rente wegen Erwerbsminderung verneint.  

  

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung hat der Kläger Beschwerde zum 

BSG eingelegt. Er beruft sich auf die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache und auf einen 

Verfahrensfehler.  

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig, weil sie nicht formgerecht begründet ist. 

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - die Entscheidung von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG ab-

weicht und auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung be-

ruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nach Maßgabe der Erfordernisse des 

§ 160a Abs 2 S 3 SGG nicht dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 

Halbs 2 iVm § 169 SGG zu verwerfen. 

 

Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage aufwirft, 

die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des Rechts 

einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer muss 

daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterlichen 

Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, wes-

halb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Diesen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebe-

gründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält für grundsätzlich bedeutsam, 

"ob eine mittelgradige depressive Störung die Wegefähigkeit eines Versicherten ausschließt, 
wenn dieser einen fiktiven Arbeitsplatz nur mit seinem Kraftfahrzeug erreichen könnte bzw. ob 
zumindest diese Erkrankung bei Bewertung der Wegefähigkeit zu berücksichtigen ist". 
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Der Kläger wird damit bereits dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Er hat keine abstrakt-gene-

relle Rechtsfrage zum Inhalt oder Anwendungsbereich einer revisiblen (Bundes-)Norm (vgl 

§ 162 SGG) gestellt. Die Formulierung einer Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das 

Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraussetzungen der Grundsatzrüge prüfen kann 

(Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 

6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 181). Es gehört nicht zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag des 

Beschwerdeführers daraufhin zu analysieren, ob sich ihm eventuell eine entsprechende Rechts-

frage entnehmen ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). Zusätzlich fehlt es an ausrei-

chenden Ausführungen zur Klärungsfähigkeit. Insofern hätte der Kläger aufzeigen müssen, wel-

chen Sachverhalt das LSG für das BSG bindend festgestellt hat (§ 163 SGG) und dass auf die-

ser Grundlage im angestrebten Revisionsverfahren notwendig über die mit der Beschwerde 

angesprochene Problematik entschieden werden muss. 

 

Auch ein Verfahrensfehler ist nicht hinreichend dargetan. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde 

darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfah-

rensmangels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) 

begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung 

erforderlich, dass und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller 

Rechtsansicht auf dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung der 

Entscheidung besteht. Gemäß § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG kann der geltend gemachte Ver-

fahrensmangel nicht auf eine Verletzung der §§ 109 und 128 Abs 1 S 1 SGG und auf eine Ver-

letzung des § 103 SGG nur gestützt werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem 

das LSG ohne hinreichende Begründung nicht gefolgt ist.  

 

Der Kläger rügt eine Verletzung des Amtsermittlungsgrundsatzes (§ 103 SGG). Die Beschwerde 

werde darauf gestützt, "dass der in der Berufungsbegründungsschrift formulierte und parallel 

zum später nach § 109 SGG gestellten Antrag aufrecht erhaltene Antrag auf Einholung eines or-

thopädischen Sachverständigengutachtens verletzt worden" sei. "Richtig wäre es gewesen, von 

Amts wegen ein orthopädisches Sachverständigengutachten einzuholen." 

 

Der Kläger hat schon nicht ausreichend dargelegt, den behaupteten Beweisantrag bis zuletzt 

aufrechterhalten zu haben. Er gibt selbst an, den Beweisantrag aus der Berufungsbegründungs-

schrift nach Erhalt der nach § 153 Abs 4 S 2 SGG ergangenen Anhörungsmitteilung nicht noch-

mals ausdrücklich wiederholt zu haben. Ein Beweisantrag hat im sozialgerichtlichen Verfahren 

Warnfunktion und soll der Tatsacheninstanz unmittelbar vor der Entscheidung vor Augen führen, 

dass die gerichtliche Aufklärungspflicht von einem Beteiligten noch nicht als erfüllt angesehen 

wird. Wird ein Beweisantrag in einem vorbereitenden Schriftsatz gestellt, so ist er dann nicht iS 

des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG übergangen worden, wenn den näheren Umständen zu ent-

nehmen ist, dass er in der maßgebenden mündlichen Verhandlung nicht weiter verfolgt wurde. 
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Dies ist bei rechtskundig vertretenen Beteiligten regelmäßig anzunehmen, wenn in der letzten 

mündlichen Verhandlung nur noch ein Sachantrag gestellt und der Beweisantrag nicht wenigs-

tens hilfsweise wiederholt wird (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 35 S 73 mwN). Wird im Beschluss-

verfahren (§ 153 Abs 4 S 1 SGG) ohne mündliche Verhandlung entschieden, ist ein zuvor 

gestellter Antrag dann nicht mehr aufrechterhalten, wenn er nach Erhalt der Anhörungsmittei-

lung (§ 153 Abs 4 S 2 SGG) nicht wiederholt wird (stRspr, vgl BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 31 

S 52; BSG SozR 4-1500 § 160 Nr 11 RdNr 7). Der Vortrag, eine Wiederholung des Beweisan-

trags sei nicht erforderlich gewesen, weil in dem Schriftsatz vom 23.9.2015 ausdrücklich auf die 

Berufungsbegründungsschrift Bezug genommen worden sei und eine zusätzliche Begutachtung 

auf orthopädischem Fachgebiet als für erforderlich dargestellt worden sei, genügt diesen Anfor-

derungen nicht.  

 

Unabhängig davon hat der Kläger keinen prozessordnungsgemäßen Beweisantrag (iS von 

§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG iVm § 118 Abs 1 S 1 SGG, § 403 ZPO) bezeichnet. Wenn 

er - wie vorliegend - mangelnde medizinische Sachaufklärung geltend macht, verkennt er, dass 

sich der Beweisantrag im Rahmen eines Rentenverfahrens möglichst präzise mit dem Einfluss 

dauerhafter Gesundheitsbeeinträchtigungen auf das verbliebene Leistungsvermögen befassen 

muss. Je mehr Aussagen von Sachverständigen oder sachverständigen Zeugen zum Beweis-

thema bereits vorliegen, desto genauer muss der Beweisantragsteller auf mögliche Unter-

schiede und Differenzierungen eingehen (Fichte, SGb 2000, 653, 656). Liegen bereits mehrere 

Gutachten zum Gesundheitszustand und - daraus herleitend - zum verbliebenen Leistungsver-

mögen vor und hat sich dadurch schon ein gewisses Leistungsbild manifestiert, bedarf es 

besonderer Angaben, weshalb die Einholung eines weiteren Gutachtens erforderlich ist (Fichte, 

aaO). Hierfür muss der Beschwerdeführer gezielt zusätzliche Einschränkungen auf das verblie-

bene Leistungsvermögen durch weitere - oder anders zu beurteilende - dauerhafte Gesund-

heitsbeeinträchtigungen "behaupten" und möglichst genau bezeichnen ("dartun"). Daran fehlt es. 

Der Hinweis auf die Befunde der Fachärztin für Neurologie Dr. H.                    verdeutlicht nicht 

im Ansatz, welche daraus resultierenden Fähigkeitsstörungen in welchen (Körper-)Bereichen 

welchen Einfluss auf das zeitliche und/oder qualitative Leistungsvermögen im Erwerbsleben 

haben. Überdies legt die Beschwerdebegründung weder in nachvollziehbarer Weise den festge-

stellten Sachverhalt (§ 163 SGG) noch die Rechtsauffassung des Berufungsgerichts dar, so 

dass auch nicht aufgezeigt ist, dass die angefochtene Entscheidung - ausgehend von der mate-

riellen Rechtsansicht des LSG - auf der unterlassenen Beweisaufnahme beruhen kann.  

 

Soweit der Kläger im Kern seines Vorbringens das Ergebnis der Beweiswürdigung (§ 128 Abs 1 

S 1 SGG) des LSG angreift, kann nach der ausdrücklichen Regelung des § 160 Abs 2 Nr 3 

Halbs 2 SGG eine Verfahrensrüge hierauf nicht gestützt werden. Auch die - vermeintli-

che - inhaltliche Unrichtigkeit der Berufungsentscheidung kann mit der Nichtzulassungsbe-

schwerde nicht angegriffen werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 7 S 10). 
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Von einer weiteren Begründung wird abgesehen, weil sie nicht geeignet wäre, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 SGG.  
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